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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung  

des Landkreises Aurich vom 24.11.2021 
 

Aufgrund § 10 i. V. m. § 12 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) hat der Kreistag 
des Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 7. Dezember 2023 folgende Änderung der Hauptsatzung 
des Landkreises Aurich vom 24. November 2021 beschlossen:  
 

Artikel 1 
 

§ 6 lautet nunmehr wie folgt: 
 
Dem Kreisausschuss gehören die Erste Kreisrätin/der Erste Kreisrat sowie die weiteren leitenden Be-
amtinnen/Beamten auf Zeit gem. § 7 mit beratender Stimme an.  

 
§ 10 Abs. 1 und Abs. 3 lauten nunmehr wie folgt: 
 
(1) Satzungen und Verordnungen des Landkreises Aurich werden im elektronischen „Amtsblatt für 

den Landkreis Aurich“ verkündet bzw. bekannt gemacht. Gleiches gilt für öffentliche Bekanntma-
chungen des Landkreises Aurich, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Das elektronische 
Amtsblatt wird auf der Internetseite des Landkreises Aurich (https://www.landkreis-au-
rich.de/amtsblatt) zur Verfügung gestellt. 

 
(3) Sonstige ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen im elektronischen „Amtsblatt für den Landkreis 

Aurich“, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
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Artikel 2 
 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Aurich, 7. Dezember 2023 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 

 

 
Satzung über die Kreisschulbaukasse des Landkreises Aurich ab dem 01.01.2009 

 
Aufgrund der §§ 10 Abs. 1 und § 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111) und des § 117 des Niedersächsischen Schulgesetzes 
(NSchG) in der Fassung vom 03.03.1998 (Nds. GVBl. S. 137) zuletzt geändert durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 03.05.2023 (Nds. GVBl. S. 80) hat der Kreistag des Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 
07.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Zuwendungen 
 
(1) Aus der Kreisschulbaukasse erhalten die Schulträger 

 
1. im Primarbereich Zuwendungen in Höhe von einem Drittel, 
2. in den Sekundarbereichen Zuwendungen in Höhe von der Hälfte 

 
der notwendigen Schulbaukosten im Sinne von § 117 Abs. 1 und 2 NSchG. 
  
(2) Bei der Vergabe der Mittel ist die Dringlichkeit des Vorhabens unter Beachtung der Ziele der Schul-
entwicklungsplanung zu berücksichtigen. 
 
(3) Der Landkreis erfüllt mit den Zuweisungen nach Absatz 1 seine Verpflichtung aus § 117 (NSchG). 
 

§ 2 Form der Zuwendungen 
 
(1) Zuwendungen der Kreisschulbaukasse werden ausschließlich in Form von zinslosen Darlehen ge-
währt.  
 
(2) Die Laufzeiten der Darlehen aus der Kreisschulbaukasse betragen 20 Jahre; tilgungsfreie Jahre wer-
den nicht gewährt. Bei Darlehen aufgrund von Nachfinanzierungen richtet sich die Laufzeit nach der 
Restlaufzeit des ursprünglichen Darlehens. 
 
(3) Eine Schulbaumaßnahme, für die nach dieser Satzung ein zinsloses Darlehen gewährt wurde, muss 
mindestens während der Laufzeit dieses Darlehens für schulische Zwecke genutzt werden. Sollte eine 
Schulbaumaßnahme vor Ablauf der Laufzeit des zinslosen Darlehens einer außerschulischen Nutzung 
zugeführt werden, wird die Restschuld sofort fällig. 
 
(4)  Die Mittel der Kreisschulbaukasse werden entsprechend der Regelung in § 117 Abs. 6 NSchG auf-
gebracht. 
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§ 3 Notwendige Schulbaukosten 
 
Notwendige Schulbaukosten im Sinne des § 1 sind die Kosten, die sich aus der Verpflichtung nach § 
108 NSchG ergeben, wonach die erforderlichen Schulanlagen zu errichten sind. Dies sind insbesondere 
Kosten 
 
a) für Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
 

Der Regelfall für eine Zuwendung ist der Schulneubau oder der Erweiterungsbau einer bestehenden 
Schulanlage. Ein zuwendungsfähiger Umbau liegt nur dann vor, wenn mit der Baumaßnahme neue 
Hauptnutzflächen für den Schulbedarf geschaffen oder vorhandene zur notwendigen Verbesserung 
der pädagogischen Funktionsfähigkeit umgebaut werden. Die Hauptnutzfläche eines Schulgebäu-
des ist die Summe der Nettogrundrissflächen aller für die Zweckbestimmung und die Nutzung des 
Gebäudes unmittelbar typischen Räume (allgemeine und fachgebundene Unterrichts- und Unter-
richtsnebenräume, Gemeinschafts-, Verwaltungs- und Lehrerräume). 
 

b) zum Erwerb von Gebäuden für schulische Zwecke 
 

Zuwendungen sind auch für den Erwerb von Gebäuden für schulische Zwecke möglich. Hier wird 
der Zuschuss zu dem Kaufpreis für das Gebäude (nicht auch für das Grundstück und etwaige Er-
schließungskosten) geleistet. Der Schulträger muss Eigentümer des Gebäudes werden. 

 
 

c) für die Erstausstattung von Schulen 
 

Zuwendungen werden nur für die Erstausstattung von Schulen gewährt. Hierunter ist die erste Aus-
stattung einer neu erbauten oder in einem erworbenen Gebäude neu eingerichteten Schule mit 
dem notwendigen beweglichen Inventar aller Art zu verstehen (z. B. Schulmöbel, Labor- und Kü-
cheneinrichtungen, Sportgeräte, Büchereien sowie Lehrmittel im weiteren Sinne). Hierzu zählt auch 
die Erstausstattung der Erweiterungsbauten nach § 3 a). Es kommt nur die erste Ausstattung einer 
Schule in Frage, niemals die Ersatzbeschaffung für abgängig gewordene Inventarstücke, auch nicht 
spätere Erweiterungen der vorhandenen Einrichtung. 

 
§ 4 Verfahrensablauf und Hinweise 

 
(1) Eine Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung ist, dass mit dem Bau vor der Bewilligung 
noch nicht begonnen worden ist. Von diesem Grundsatz kann nur mit ausdrücklicher vorheriger Zu-
stimmung des Landkreises zu einem vorzeitigen Baubeginn abgewichen werden, wenn vom Antrag-
steller ausreichende Gründe für eine besondere Eilbedürftigkeit dargelegt werden können. 
 
(2) Von den Städten, Gemeinden und Samtgemeinden des Landkreises Aurich wird erwartet, dass die 
Anträge auf Gewährung einer Zuwendung aus der Kreisschulbaukasse alle vorhersehbaren Kosten ent-
halten. Die Anträge sind bis zum 30. Juni des jeweiligen Haushaltsjahres einzureichen. Nachfinanzie-
rungen von zuwendungsfähigen Mehrkosten werden nur in begründeten Ausnahmefällen gewährt. 
Eine Nachfinanzierung vorhersehbarer Mehrkosten ist nicht möglich. 
 
(3) Die zuwendungsfähigen Kosten sind in analoger Anwendung des § 115 NSchG zu ermitteln. Zu die-
sem Zweck sind mit dem Antrag vom Schulträger für jede Schulbaumaßnahme der genannten Art, 
gleich ob Neu-, Um- oder Erweiterungsbau, insbesondere folgende Unterlagen einzureichen: 

 

 Beschreibung der Maßnahme 

 Raumprogramm 

 Baupläne 

 Kostenberechnung nach DIN 276 

 Finanzierungsplan 
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(4) Der Kreisausschuss entscheidet über die finanzielle Beteiligung der Kreisschulbaukasse und den 
Auszahlungstermin, nachdem die zuwendungsfähigen Kosten ermittelt sind. 
 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Kreisschulbaukasse des 
Landkreises Aurich zum 01.01.2009 vom 28.09.2009 außer Kraft.  
 
Aurich, den 08.12.2023 
 
Landkreis Aurich 
 
In Vertretung 
Smolinski 
Kreisrat 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
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Anlage 5 
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B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Aurich vom 02.02.2012 

 
Auf Grund der §§ 10 und 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250) hat der Rat der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 12.12.2023 
folgende Satzung beschlossen:  
 

Artikel I 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Aurich vom 02.02.2012 wird wie folgt geändert:  
 
§ 10 erhält folgende Fassung:  
 

§ 10  
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen  

  

(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Be-
kanntmachungen der Stadt Aurich werden – soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes be-
stimmt ist – im Internet unter der Adresse https://www.aurich.de und im elektronischen „Amts-
blatt für den Landkreis Aurich“ (https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt) verkündet bzw. be-
kannt gemacht.  

 
(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichung auf der städtischen Homepage 

(https://www.aurich.de/bekanntmachungen) und durch Aushang an den öffentlichen Aushangta-
feln des Rathauses in 26603 Aurich, Bürgermeister-Hippen-Platz 1. Für die Bekanntmachungen 
von Zeit und Ort öffentlicher Ausschusssitzungen gilt entsprechendes, soweit gesetzlich nichts an-
deres geregelt ist.   

 
Artikel II 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
Aurich, den 14.12.2023 
 
Stadt Aurich  
 
Feddermann  
Bürgermeister  
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Förderrichtlinie der Stadt Norden für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen  
im Sanierungsgebiet „Doornkaatgelände und Umfeld“ 

(Modernisierungsrichtlinie) 
 

Präambel 
 
Die Stadt Norden ist mit dem Sanierungsgebiet „Doornkaatgelände und Umfeld“ in die Städtebauför-
derung des Landes Niedersachsen aufgenommen. Damit stehen in den kommenden Jahren Fördermit-
tel für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen von Gebäuden und sonstigen baulichen An-
lagen zur Verfügung.  
 
Die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden ist für das Erreichen der Ziele und Zwecke der 
Sanierung von besonderer Bedeutung. Die Stadt Norden beabsichtigt daher, Modernisierungs- und In-
standsetzungsmaßnahmen an Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen im Rahmen der Regelungen 
der Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) in Verbindung mit § 177 
BauGB mit Städtebauförderungsmitteln zu bezuschussen (Kostenerstattungsbetrag).  
 
Zur Förderung vorgenannter Maßnahmen im Sanierungsgebiet „Doornkaatgelände und Umfeld“ be-
schließt der Rat der Stadt Norden nachstehende Modernisierungsrichtlinie. 
 

§ 1 
Förderung von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 

 
(1) Die Stadt Norden fördert im Rahmen der Städtebauforderung und auf Grundlage der Regelungen 

der R-StBauF auf Antrag des Eigentümers Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an 
Wohn- und Geschäftsgebäuden im Sanierungsgebiet „Doornkaatgelände und Umfeld“. Die Förde-
rung verfolgt den Zweck der Mängel- und Missstandsbeseitigung, der Ortsbildpflege und -verbes-
serung sowie der Anreizschaffung für weitere private Folgeinvestitionen im Sanierungsgebiet.  
 

(2) Grundlage bilden die Verwaltungsvereinbarungen der Länder zur Förderung städtebaulicher Maß-
nahmen sowie die Städtebauförderungsrichtlinien des Landes Niedersachsen in der jeweils gülti-
gen Fassung.  
 

(3) Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf den Geltungsbereich der Sanierungssatzung für den 
Bereich „Doornkaatgelände und Umfeld“ der Stadt Norden räumlich beschränkt. 

 
§ 2 

Förderfähige Maßnahmen 
 
(1) Förderfähig sind Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen i.S. der Nummer 5.3.3.1. R-

StBauF, die zur Behebung und Vermeidung von Mängeln und Missständen der äußeren Gestaltung 
der Gebäude von geschichtlicher, künstlerischer und städtebaulicher Bedeutung oder zur Verbes-
serung des Wohnumfeldes beitragen. 
 
Dies können Einzelmaßnahmen wie Dachneueindeckungen, wärmeisolierende Maßnahmen im 
Fassaden- und Dachbereich, Erneuerung der Fenster u. ä. sein. Substanzgefährdende Auswirkun-
gen sind für jede Maßnahme durch bauphysikalische Prüfungen auszuschließen.  
 
Nicht förderfähig hingegen sind u. a. Maßnahmen, die nicht der Ortstypik entsprechen, wie ge-
bietsuntypische Materialien, Formen und Gestaltungen, erhebliche bauliche Veränderungen von 
erhaltenswerten Gebäudeansichten sowie reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten. 
 
Die Aufzählungen sind nicht abschließend. 
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(2) Planungskosten als Baunebenkosten sind ebenfalls förderfähig. 
 

(3) Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen unter 5.000,00 EUR (netto), ausgenommen 
Gutachten- und Planungskosten, sind nicht förderfähig. 
 

(4) Andere Förderungsmittel Dritter wie z. B. Förderung des Denkmalschutzes und Wohnungsbauför-
dermittel sind vorrangig einzusetzen (Subsidiaritätsprinzip) und im Einzelfall anzurechnen. Verzich-
tet der Eigentümer auf den möglichen Einsatz anderer Fördermittel, werden die vor der Moderni-
sierung veranschlagten Kosten unter Abzug eines fiktiven Betrags errechnet, der den möglichen 
anderen Fördermitteln entspricht. 
 

(5) Aus technischen, wirtschaftlichen oder sozialen Gründen können Maßnahmen auch in mehreren 
Abschnitten durchgeführt werden. 

 
§ 3 

Förderungsgrundsätze 
 
(1) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht in keinem Fall, weder dem Grunde noch der Höhe nach. 

 
(2) Förderungsfähig sind nur Maßnahmen, die im Einklang mit den vorhandenen städtebaulichen Ziel-

vorstellungen der Stadt Norden gem. des städtebaulichen Rahmenplans (Beschluss 2019, Fort-
schreibung 2020) stehen. Hierbei kommt bei Baudenkmalen der denkmalpflegerischen Vorgabe/ 
Stellungnahme maßgebende Bedeutung zu. 
 

(3) Grundvoraussetzung ist ferner, dass die Durchführung der Modernisierungsmaßnahmen wirt-
schaftlich sinnvoll ist. 
 

(4) Den Grundsätzen der ökologischen und des fachgerechten Bauens ist Rechnung zu tragen. Min-
destens die Erdgeschossebene sollte barrierefrei erreichbar sein. 
 

(5) Keine Förderung erfolgt bei Maßnahmen, die trotz stil- und fachgerechter Ausführung der Einzel-
maßnahme zu einer Verfestigung von vorhandenen städtebaulichen Missständen führen. 
 

(6) Die Ermittlung der Förderungshöhe erfolgt nach den Regelungen der R-StBauF in Form einer pau-
schalierten Förderung. 

 
§ 4  

Förderungshöhe 
 

(1) Die Ermittlung der Förderungshöhe erfolgt nach den Regelungen der R-StBauF in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

 
(2) Die Förderung (Kostenerstattungsbetrag) kann in Form einer einzelfallbezogenen Pauschale oder 

auf Grundlage einer Gesamtertragsberechnung erfolgen. 
 

(3) Einzelfallbezogene Pauschale: 
Die Pauschale darf gem. R-StBauF vom 14.12.2022 

 30 % der berücksichtigungsfähigen Kosten der Modernisierung und Instandsetzung und 

 30.000,00 € (gültig für das Jahr 2022) nicht überschreiten. 
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Bei Gebäuden von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung kann die Pau-
schale bis zu 

 40 % der berücksichtigungsfähigen Kosten und bis zu 

 50.000,00 € (gültig für das Jahr 2022) 
betragen. 
 
Die vorgenannten Höchstgrenzen der Pauschalen sind dynamisch gestaltet (ab dem Jahr 2023 zu-
züglich Baupreisindexsteigerung). Der Höchstbetrag wird jährlich durch die NBank (Fördermittel-
geber) veröffentlicht. 

 
§ 5  

Antragsverfahren 
 

(1) Antragsberechtigt sind die Eigentümer bzw. Eigentümergemeinschaften innerhalb des Geltungs-
bereichs der Sanierungssatzung der Stadt Norden für das Sanierungsgebiet „Doornkaatgelände 
und Umfeld“. 

 
(2) Die Antragsstellung des Eigentümers erfolgt formlos bei der Stadt Norden. 
 
(3) Der Sanierungsträger bzw. die Stadt Norden behält sich vor, für die Antragsbearbeitung notwen-

dige Unterlagen nachzufordern. 
 
(4) Voraussetzung für eine Förderung nach dieser Richtlinie ist das Modernisierungs- und Instandset-

zungsgutachten eines Plan- bzw. Bauvorlagenberechtigten gem. Nds. Bauordnung (Architekt, In-
genieur etc.) als förderfähige Maßnahme. 

 
Das Gutachten ist durch einen vom Eigentümer beauftragten unabhängigen Planvorlageberechtig-
ten zu erstellen (Haftung, Rechnungsstellung).  
 
Baubetreuung und Abrechnung können durch den Eigentümer selbst erbracht werden, sofern eine 
entsprechende Planvorlageberechtigung nachgewiesen wird. In diesen Fällen ist eine Berücksich-
tigung der hierfür anfallenden Kosten des Eigentümers bei der Ermittlung des Förderbetrages aus-
geschlossen. 
 
Das Gutachten muss: 
- die Darstellung der zu beseitigenden baulichen, funktionalen und gestalterischen Mängel und 

Missstände an den baulichen Anlagen und Außenanlagen, 
- die Darstellung der Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel und Missstände, 
- die Ermittlung der zu veranschlagten Kosten für die Beseitigung der Mängel und Missstände 

sowie 
- die Ermittlung der modernisierungs- und instandsetzungsbedingten Baunebenkosten umfas-

sen. 
 
Das Modernisierungs- und Instandsetzungsgutachten muss in der Regel die Gesamtheit der bauli-
chen Anlagen auf einem Grundstück umfassen und bestätigen, dass die nicht für Maßnahmen vor-
gesehenen baulichen Anlagen bzw. Bauteile mängelfrei sind. 
 
Die Inhalte und die Erstattung der Kosten des Gutachtens sind im Vorfeld mit der Stadt Norden in 
Form einer schriftlichen Vereinbarung abzustimmen.  
 

(5) Die Entscheidung über die Fördermittelvergabe und die Förderungshöhe erfolgt per Einzelent-
scheidung durch die Stadt Norden auf Grundlage des jährlich durch den Rat zu beschließenden 
Wirtschaftsplanes. 
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§ 6  
Förderrechtliche Abwicklung 

 
(1) Die Gewährung von Förderungsmitteln wird im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung (Mo-

dernisierungsvertrag) über Förderungshöhe und Auszahlungsmodalitäten zwischen der Stadt Nor-
den und dem Antragsberechtigten unter Mitwirkung des Sanierungsträgers festgelegt. 

 
(2) Mit der Durchführung der Maßnahmen darf erst nach Abschluss des Modernisierungsvertrages 

begonnen werden. Die zeitliche Umsetzung der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahme wird in der anschließend zwischen der Stadt Norden und dem Grundstückseigentümer 
abzuschließenden Sanierungsvereinbarung gesondert geregelt. 

 
(3) Nach Abschluss der Maßnahme sind innerhalb von 6 Monaten seitens des Eigentümers dem Sa-

nierungsträger vom Bauvorlagenberechtigten eine geprüfte Schlussabrechnung sowie eine Bestä-
tigung der sach- und fachgerechten Ausführung der baulichen Maßnahmen vorzulegen. Der Sa-
nierungsträger rechnet die Maßnahme auf Basis der tatsächlich entstandenen Kosten ab. 

 
(4) Die Förderung erfolgt ausschließlich für die in der Sanierungsvereinbarung vertraglich vereinbar-

ten Maßnahmen. Darüber hinaus gehende Leistungen werden nachträglich nicht gefördert. 
 

(5) Nach Abschluss ist die Maßnahme zu dokumentieren (Bericht und Fotos). 
 

§ 7  
Inkrafttreten 

 
(1) Die Modernisierungsrichtlinie tritt mit Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Norden per 

01.01.2024 in Kraft. Die bisherige Richtlinie (Fassung vom 09.05.2017) tritt per 01.01.2024 außer 
Kraft. 

 
Norden, den 12.12.2023 
 
Stadt Norden 
 
Der Bürgermeister  
Eiben 
 

 
Förderrichtlinie der Stadt Norden für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen  

im Sanierungsgebiet „Norden – Historischer Marktplatz“ 
(Modernisierungsrichtlinie) 

 
Präambel 

 
Die Stadt Norden ist mit dem Sanierungsgebiet „Norden – Historischer Marktplatz“ in die Städte-
bauförderung des Landes Niedersachsen aufgenommen. Damit stehen in den kommenden Jahren För-
dermittel für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen von Gebäuden und sonstigen bauli-
chen Anlagen zur Verfügung.  
 
Die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden ist für das Erreichen der Ziele und Zwecke der 
Sanierung von besonderer Bedeutung. Die Stadt Norden beabsichtigt daher, Modernisierungs- und In-
standsetzungsmaßnahmen an Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen im Rahmen der Regelungen 
der Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) in Verbindung mit § 177 
BauGB mit Städtebauförderungsmitteln zu bezuschussen (Kostenerstattungsbetrag).  
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Zur Förderung vorgenannter Maßnahmen im Sanierungsgebiet „Norden – Historischer Marktplatz“ be-
schließt der Rat der Stadt Norden nachstehende Modernisierungsrichtlinie. 
 

§ 1 
Förderung von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 

 
(1) Die Stadt Norden fördert im Rahmen der Städtebauforderung und auf Grundlage der Regelungen 

der R-StBauF auf Antrag des Eigentümers Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an 
Wohn- und Geschäftsgebäuden im Sanierungsgebiet „Norden – Historischer Marktplatz“. Die För-
derung verfolgt den Zweck der Mängel- und Missstandsbeseitigung, der Ortsbildpflege und -ver-
besserung sowie der Anreizschaffung für weitere private Folgeinvestitionen im Sanierungsgebiet.  

 
(2) Grundlage bilden die Verwaltungsvereinbarungen der Länder zur Förderung städtebaulicher Maß-

nahmen sowie die Städtebauförderungsrichtlinien des Landes Niedersachsen in der jeweils gülti-
gen Fassung.  
 

(3) Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf den Geltungsbereich der Sanierungssatzung für den 
Bereich „Norden – Historischer Marktplatz“ räumlich beschränkt. 

 
§ 2 

Förderfähige Maßnahmen 
 
(1) Förderfähig sind Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen i.S. der Nummer 5.3.3.1. R-

StBauF, die zur Behebung und Vermeidung von Mängeln und Missständen der äußeren Gestaltung 
der Gebäude von geschichtlicher, künstlerischer und städtebaulicher Bedeutung oder zur Verbes-
serung des Wohnumfeldes beitragen. 

 
Dies können Einzelmaßnahmen wie Dachneueindeckungen, wärmeisolierende Maßnahmen im 
Fassaden- und Dachbereich, Erneuerung der Fenster u. ä. sein. Substanzgefährdende Auswirkun-
gen sind für jede Maßnahme durch bauphysikalische Prüfungen auszuschließen.  

 
Nicht förderfähig hingegen sind u. a. Maßnahmen, die nicht der Ortstypik entsprechen, wie ge-
bietsuntypische Materialien, Formen und Gestaltungen, erhebliche bauliche Veränderungen von 
erhaltenswerten Gebäudeansichten sowie reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten. 

 
Die Aufzählungen sind nicht abschließend. 

 
(2) Planungskosten als Baunebenkosten sind ebenfalls förderfähig. 

 
(3) Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen unter 5.000,00 EUR (netto), ausgenommen 

Gutachten- und Planungskosten, sind nicht förderfähig. 
 

(4) Andere Förderungsmittel Dritter wie z. B. Förderung des Denkmalschutzes und Wohnungsbauför-
dermittel sind vorrangig einzusetzen (Subsidiaritätsprinzip) und im Einzelfall anzurechnen. Ver-
zichtet der Eigentümer auf den möglichen Einsatz anderer Fördermittel, werden die vor der Mo-
dernisierung veranschlagten Kosten unter Abzug eines fiktiven Betrags errechnet, der den mögli-
chen anderen Fördermitteln entspricht. 

 
(5) Aus technischen, wirtschaftlichen oder sozialen Gründen können Maßnahmen auch in mehreren 

Abschnitten durchgeführt werden. 
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§ 3 
Förderungsgrundsätze 

 
(1) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht in keinem Fall, weder dem Grunde noch der Höhe 

nach. 
 

(2) Förderungsfähig sind nur Maßnahmen, die im Einklang mit den vorhandenen städtebaulichen 
Zielvorstellungen der Stadt Norden gem. des städtebaulichen Rahmenplans (Beschluss 2019, Fort-
schreibung 2020) stehen. Hierbei kommt bei Baudenkmalen der denkmalpflegerischen Vorgabe/ 
Stellungnahme maßgebende Bedeutung zu. 

 
(3) Grundvoraussetzung ist ferner, dass die Durchführung der Modernisierungsmaßnahmen wirt-

schaftlich sinnvoll ist. 
 

(4) Den Grundsätzen der ökologischen und des fachgerechten Bauens ist Rechnung zu tragen. Min-
destens die Erdgeschossebene sollte barrierefrei erreichbar sein. 

 
(5) Keine Förderung erfolgt bei Maßnahmen, die trotz stil- und fachgerechter Ausführung der Einzel-

maßnahme zu einer Verfestigung von vorhandenen städtebaulichen Missständen führen. 
 

(6) Die Ermittlung der Förderungshöhe erfolgt nach den Regelungen der R-StBauF in Form einer pau-
schalierten Förderung. 
 

§ 4  
Förderungshöhe 

 
 

(1) Die Ermittlung der Förderungshöhe erfolgt nach den Regelungen der R-StBauF in der jeweils gel-
tenden Fassung. 

 
(2) Die Förderung (Kostenerstattungsbetrag) kann in Form einer einzelfallbezogenen Pauschale oder 

auf Grundlage einer Gesamtertragsberechnung erfolgen. 
 

(3) Einzelfallbezogene Pauschale: 
Die Pauschale darf gem. R-StBauF vom 14.12.2022 

 30 % der berücksichtigungsfähigen Kosten der Modernisierung und Instandsetzung und 

 30.000,00 € (gültig für das Jahr 2022) nicht überschreiten. 
 
Bei Gebäuden von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung kann die Pau-
schale bis zu 

 40 % der berücksichtigungsfähigen Kosten und bis zu 

 50.000,00 € (gültig für das Jahr 2022) 
betragen. 

 
Die vorgenannten Höchstgrenzen der Pauschalen sind dynamisch gestaltet (ab dem Jahr 2023 zu-
züglich Baupreisindexsteigerung). Der Höchstbetrag wird jährlich durch die NBank (Fördermittel-
geber) veröffentlicht. 
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§ 5  
Antragsverfahren 

 
(1) Antragsberechtigt sind die Eigentümer bzw. Eigentümergemeinschaften innerhalb des Geltungs-

bereichs der Sanierungssatzung der Stadt Norden für das Sanierungsgebiet „Norden – Historischer 
Marktplatz“. 

 
(2) Die Antragsstellung des Eigentümers erfolgt formlos bei der Stadt Norden. 
 
(3) Der Sanierungsträger bzw. die Stadt Norden behält sich vor, für die Antragsbearbeitung notwen-

dige Unterlagen nachzufordern. 
 
(4) Voraussetzung für eine Förderung nach dieser Richtlinie ist das Modernisierungs- und Instandset-

zungsgutachten eines Plan- bzw. Bauvorlagenberechtigten gem. Nds. Bauordnung (Architekt, In-
genieur etc.) als förderfähige Maßnahme. 

 
Das Gutachten ist durch einen vom Eigentümer beauftragten unabhängigen Planvorlageberech-
tigten zu erstellen (Haftung, Rechnungsstellung).  

 
Baubetreuung und Abrechnung können durch den Eigentümer selbst erbracht werden, sofern 
eine entsprechende Planvorlageberechtigung nachgewiesen wird. In diesen Fällen ist eine Berück-
sichtigung der hierfür anfallenden Kosten des Eigentümers bei der Ermittlung des Förderbetrages 
ausgeschlossen. 

 
Das Gutachten muss: 
- die Darstellung der zu beseitigenden baulichen, funktionalen und gestalterischen Mängel und 

Missstände an den baulichen Anlagen und Außenanlagen, 
- die Darstellung der Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel und Missstände, 
- die Ermittlung der zu veranschlagten Kosten für die Beseitigung der Mängel und Missstände 

sowie 
- die Ermittlung der modernisierungs- und instandsetzungsbedingten Baunebenkostenumfas-

sen. 
 
Das Modernisierungs- und Instandsetzungsgutachten muss in der Regel die Gesamtheit der bau-
lichen Anlagen auf einem Grundstück umfassen und bestätigen, dass die nicht für Maßnahmen 
vorgesehenen baulichen Anlagen bzw. Bauteile mängelfrei sind. 

 
Die Inhalte und die Erstattung der Kosten des Gutachtens sind im Vorfeld mit der Stadt Norden in 
Form einer schriftlichen Vereinbarung abzustimmen.  

 
(5) Die Entscheidung über die Fördermittelvergabe und die Förderungshöhe erfolgt per Einzelent-

scheidung durch die Stadt Norden auf Grundlage des jährlich durch den Rat zu beschließenden 
Wirtschaftsplanes. 

 
§ 6  

Förderrechtliche Abwicklung 
 

(1) Die Gewährung von Förderungsmitteln wird im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung (Mo-
dernisierungsvertrag) über Förderungshöhe und Auszahlungsmodalitäten zwischen der Stadt Nor-
den und dem Antragsberechtigten unter Mitwirkung des Sanierungsträgers festgelegt. 
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(2) Mit der Durchführung der Maßnahmen darf erst nach Abschluss des Modernisierungsvertrages 
begonnen werden. Die zeitliche Umsetzung der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahme wird in der anschließend zwischen der Stadt Norden und dem Grundstückseigentümer 
abzuschließenden Sanierungsvereinbarung gesondert geregelt. 

 
(3) Nach Abschluss der Maßnahme sind innerhalb von 6 Monaten seitens des Eigentümers dem Sa-

nierungsträger vom Bauvorlagenberechtigten eine geprüfte Schlussabrechnung sowie eine Bestä-
tigung der sach- und fachgerechten Ausführung der baulichen Maßnahmen vorzulegen. Der Sa-
nierungsträger rechnet die Maßnahme auf Basis der tatsächlich entstandenen Kosten ab. 

 
(4) Die Förderung erfolgt ausschließlich für die in der Sanierungsvereinbarung vertraglich vereinbar-

ten Maßnahmen. Darüber hinaus gehende Leistungen werden nachträglich nicht gefördert. 
 

(5) Nach Abschluss ist die Maßnahme zu dokumentieren (Bericht und Fotos). 
 

§ 7  
Inkrafttreten 

 
(1) Die Modernisierungsrichtlinie tritt mit Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Norden per 

01.01.2024 in Kraft. Die bisherige Richtlinie, die am 26.04.2012 durch den Rat der Stadt Norden 
beschlossen wurde, tritt per 01.01.2024 außer Kraft. 

 
Norden, den 12.12.2023 
 
Stadt Norden 
 
Der Bürgermeister  
Eiben 
 

 
Satzung zur 6. Änderung der Gästebeitragssatzung der Stadt Norden  

vom 07.12.2017, zuletzt geändert durch 5. Änderungssatzung vom 12.12.2022 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 
(Nds. GVBl. S. 250), und der §§ 2 und 10 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, S. 121), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Stadt Norden in seiner 
Sitzung am 12.12.2023 folgende 6. Änderung der Gästebeitragssatzung beschlossen:  
 

Artikel I 
 

Die Gästebeitragssatzung der Stadt Norden vom 07.12.2017, zuletzt geändert durch 5. Änderungssat-
zung vom 12.12.2022, wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
§ 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
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(3)   Der Gesamtaufwand nach Abs. 2 soll wie folgt gedeckt werden: 
zu 16,34 v. H. durch Tourismusbeiträge,  
zu 47,99 v. H. durch Gästebeiträge,  
zu 13,85 v. H. durch sonstige Entgelte und Gebühren, 
zu 21,82 v. H. durch nicht zweckgebundene Mittel (Gemeindeanteil). 

 
 

Artikel II 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.   
 
Norden, den 12. Dezember 2023 
 
Stadt Norden 
 
Eiben 
Bürgermeister 
 

 
Satzung zur 6. Änderung der Tourismusbeitragssatzung der Stadt Norden vom 07.12.2017, 

zuletzt geändert durch 5. Änderungssatzung vom 12.12.2022 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.10.2023 
(Nds. GVBl. S. 250), und der §§ 2 und 9 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, S. 121), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Stadt Norden in seiner 
Sitzung am 12.12.2023 folgende 6. Änderung der Tourismusbeitragssatzung beschlossen:  
 

Artikel I 
 
Die Tourismusbeitragssatzung der Stadt Norden vom 07.12.2017, zuletzt geändert durch 5. Änderungs-
satzung vom 12.12.2022, wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
§ 1 Absatz 2 Buchstabe a) und b) werden wie folgt geändert: 
 
(2) Der Gesamtaufwand nach Abs. 1 Satz 2 soll wie folgt gedeckt werden: 
 

a) für die Förderung des Tourismus  
zu 66,33 v. H. durch Tourismusbeiträge, 
zu 23,67 v. H. durch sonstige Entgelte und Gebühren, 
zu 10,00 v. H. durch nicht zweckgebundene Mittel (Gemeindeanteil) und 

 
b) für die Tourismuseinrichtungen 

zu 16,34 v. H. durch Tourismusbeiträge, 
zu 47,99 v. H. durch Gästebeiträge,  
zu 13,85 v. H. durch sonstige Entgelte und Gebühren, 
zu 21,82 v. H. durch nicht zweckgebundene Mittel (Gemeindeanteil). 
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Artikel II 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
Norden, den 12. Dezember 2023 
 
Stadt Norden 
 
Eiben 
Bürgermeister 
 
 

Anlage 1 
zur Satzung über die Erhebung eines Tourismusbeitrages in der Stadt Norden 

 
Zusätzlich wurde die Anlage 1 zur Satzung über die Erhebung von Tourismusbeiträgen in der Stadt 
Norden um folgende Unternehmensgruppen ergänzt:  
 
- 5.180 wird erweitert um „Videograf“ 
- 9.110 wird erweitert um „Küchenhilfe“ 
- 9.110 wird erweitert um „Hostess“  

 

 
21. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseiti-

gung für die Stadt Norderney (Gebührensatzung für die Abwasserbeseitigung) 
 

vom 12.12.2000 
 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10.06.2021 
(Nds. GVBl. S. 368), und der §§ 1, 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588) hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung am 
05.12.2023 folgende 21. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbe-
seitigung (Gebührensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 12.12.2000 beschlossen: 
 

Art. 1 
 
§ 3 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 3  
(Gebührensatz) 

 
(1) Die Abwassergebühr beträgt je cbm Schmutzwasser 2,89 Euro. 
(2) Die Abwassergebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt je qm bebaute und 
 befestigte Fläche jährlich 0,93 Euro.“ 
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Art. 2 
 
Diese 21. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abwasserbeseitigung (Ge-
bührensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 12.12.2000 tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Norderney, den 06.12.2023  
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines Gästebeitrages für die Stadt Nor-

derney (Gästebeitragssatzung) vom 09.11.2017 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. 
GVBl. S. 111), und der §§ 2 und 10 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. 
GVBl. S. 589) hat der Rat der Stadt Norderney in seiner Sitzung vom 05.12.2023 folgende 7. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Erhebung eines Gästebeitrages für die Stadt Norderney vom 
09.11.2017 beschlossen:  
 

Art. 1 
 

Die Gästebeitragssatzung der Stadt Norderney vom 09.11.2017 wird wie folgt geändert:  
 
§ 1 Absatz 2 erhält folgende Fassung:  
 
„Auf die Deckung durch den Gästebeitrag entfällt ein Anteil (Deckungsgrad) von 56,78 % des Aufwan-
des für die Tourismuseinrichtungen und den zu Zwecken des Tourismus durchgeführten Veranstaltun-
gen. Daneben entfallen auf die Deckung durch Benutzungsgebühren und -entgelte: 18,57 % und durch 
Tourismusbeitrag (§ 9 NKAG): 0%.“  
 

Art. 2 
 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Die übrigen Bestimmungen der Satzung bleiben unverän-
dert.  
 
Norderney, den 06.12.2023 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
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1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Norderney vom 05.12.2023 
 

Aufgrund §§ 10, 11 und 12 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) hat der Rat der 
Stadt Norderney in seiner Sitzung am 05.12.2023 folgende Änderung der Hauptsatzung der Stadt Nor-
derney vom 08.12.2021 beschlossen:  
 

Artikel 1 
 
§ 8 Abs. 1 lautet nunmehr wie folgt: 
 
Satzungen, Verordnungen und Genehmigungen des Flächennutzungsplanes der Stadt Norderney wer-
den im elektronischen „Amtsblatt für den Landkreis Aurich“ verkündet bzw. bekannt gemacht. Das 
elektronische Amtsblatt wird auf der Internetseite des Landkreises Aurich (https://www.landkreis-au-
rich.de/amtsblatt) zur Verfügung gestellt. Auf diese Bekanntmachungen ist in der Norderneyer Bade-
zeitung sowie durch entsprechenden Aushang im, bzw. am Rathaus hinzuweisen. Dieser Aushang kann 
auch in geeigneter elektronischer Form erfolgen. Die Dauer des Aushanges beträgt 10 Tage, soweit 
nicht andere Fristen vorgeschrieben sind. 
 

Artikel 2 
 

Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Norderney, den 05.12.2023 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
16. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung der Stadt Norderney 

(Straßenreinigungsgebührensatzung) vom 20.12.2006 
 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10.06.2021 
(Nds. GVBl. S. 368), des § 52 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung vom 
24.09.1980 (Nds. GVBl. S. 359), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.03.2021 (Nds. 
GVBl. S. 133), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 
(Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 588), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBl. S. 111) hat der Rat der Stadt Norderney in 
seiner Sitzung am 05.12.2023 die 16. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenrei-
nigung (Straßenreinigungsgebührensatzung) vom 20.12.2006 beschlossen: 
 

Art. 1 
 
§ 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Für die in § 3 Absatz 2 der Satzung über die Straßenreinigung im Gebiet der Stadt Norderney vom 
20.12.2006 aufgeführten Straßen beträgt die jährliche Reinigungsgebühr je Meter Straßenfront in 
 
 
 

https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
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Reinigungsklasse  

1    4,26 €  

2    6,73 €  

3  10,99 €  

4  17,76 €  

5  20,95 €  

6  26,28 €  

 
Art. 2 

 
Die 16. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Straßenreinigung (Straßenreinigungsge-
bührensatzung) vom 20.12.2006 tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Norderney, den 06.12.2023 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
2. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wiesmoor vom 13.10.2011 

 
Aufgrund des § 10 i. V. m. § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 
2023 (Nds. GVBl. S. 111), hat der Rat der Stadt Wiesmoor in seiner Sitzung am 05. Dezember 2023 
folgende 2. Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 – Satzungsänderungen 
 

a) § 8 erhält folgende Fassung: 
 

§ 8 Bekanntmachungen 
 

(1) Veröffentlichungen bzw. Bekanntmachungen vollzieht die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 
 
(2) Satzungen und Verordnungen der Stadt Wiesmoor werden im elektronischen „Amtsblatt für den 
Landkreis Aurich“ verkündet bzw. bekannt gemacht, soweit durch Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmt ist. Gleiches gilt für öffentliche Bekanntmachungen der Stadt Wiesmoor. Das elektronische 
Amtsblatt wird auf der Internetseite des Landkreises Aurich (https://www.landkreis-aurich.de/politik-
internes/internes/innerer-dienst/kommunalaufsicht/amtsblatt.html) zur Verfügung gestellt. 
 
(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verordnung, so kann die Be-
kanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie für die Dauer von 14 Tagen nach Ausgabe 
des elektronischen "Amtsblattes für den Landkreis Aurich" im Rathaus der Stadtverwaltung Wiesmoor, 
Hauptstraße 193, 26639 Wiesmoor, während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht ausgelegt 
werden. In der Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser Bestandteile grob umschrieben. Bei 
Veröffentlichung der Satzung oder Verordnung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt 
und Dauer hingewiesen.  
 
 

https://www.landkreis-aurich.de/politik-internes/internes/innerer-dienst/kommunalaufsicht/amtsblatt.html
https://www.landkreis-aurich.de/politik-internes/internes/innerer-dienst/kommunalaufsicht/amtsblatt.html
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(4) Alle sonstigen Bekanntmachungen und Veröffentlichungen sind - wenn gesetzlich nichts anderes 
vorgeschrieben ist - durch 7-tägigen Aushang im Rathaus bewirkt.  
 

Artikel 2 – Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
Wiesmoor, den 06.12.2023 
 
Stadt Wiesmoor 
 
Bürgermeister 
Lübbers 
 

 
Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 0740 „Einzelhandel Schloßstraße“  

Ortsteil Großheide der Gemeinde Großheide 
 
Der Rat der Gemeinde Großheide hat am 15.12.2022 in öffentlicher Sitzung den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 0740 „Einzelhandel Schloßstraße“ nach § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplanes Nr. 0740 „Einzelhandel Schloßstraße“ tritt mit dem Tage dieser Bekanntma-
chung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
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Die geltenden Bebauungspläne 0704 und 0728 treten für die überschnittenen Teilbereiche außer Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung im Rathaus der Gemeinde Großheide, 
Schloßstraße 10, 26532 Großheide, während der Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann 
den Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Er-
löschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren ge-
stellt ist, wird hingewiesen.  
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 
Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde Großheide unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Per-
son oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet geltend ge-
macht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Großheide, 13.12.2023 
 
Gemeinde Großheide 
 
Der Bürgermeister 
Fredy Fischer 
 

 
Bekanntmachung der 44. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Großheide 

 
Der Landkreis Aurich hat die vom Rat der Gemeinde Großheide am 15.12.2022 in öffentlicher Sitzung 
beschlossene Flächennutzungsplanänderung mit Verfügung vom 07.09.2023 (Az: IV/60-02-2764/2022) 
aufgrund von § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan 
ersichtlich: 
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Die Flächennutzungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). 
 
Gem. § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) tritt mit der Bekanntmachung die 44. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der Gemeinde Großheide in Kraft. Die Flächennutzungsplanänderung liegt ab sofort 
zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Großheide, Schloßstraße 10, 26532 Großheide wäh-
rend der Dienststunden unbefristet öffentlich aus. Jedermann kann die Flächennutzungsplanänderung 
einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen (vgl. § 6 Abs. 5 BauGB).  
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Flächennutzungsplanes und nach  
§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, unbeachtlich, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes schriftlich gegenüber der Ge-
meinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Großheide, den 13.12.2023 
 
Gemeinde Großheide 
 
Der Bürgermeister 
Fredy Fischer 
 

 
Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond zum 31.12.2021 

 
Der Rat der Gemeinde Halbemond hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) am 16.11.2023 den Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond für das Haushaltsjahr 
2021 beschlossen und dem Gemeindedirektor die Entlastung erteilt. 
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Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 55 Abs.1  
S. 3 der Kommunalhaushalts- und Kassenverordnung (KomHKVO) in Verbindung mit dem RdErl. d. MI 
vom 24.04.2017 - 33.12-10306/2 - Muster 14: 
 

Bilanz zum 31.12.2021 

 
Der Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2021 und der Bericht über die Prüfung des Jahresab-
schlusses liegen in der Zeit vom 02.01.2024 bis einschließlich 10.01.2024 während der Öffnungszeiten 
des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr.7, aus.  
 
Halbemond, den 12. Dezember 2023 
 
Gemeinde Halbemond 
 
Der Gemeindedirektor 
Erwin Sell 
 

 
1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Hinte vom 29.06.2022 

 
Aufgrund der §§ 10, 12 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. 
GVBl. S. 111) hat der Rat der Gemeinde Hinte in seiner Sitzung am 30.11.2023 folgende  
1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Hinte vom 29.06.2022 beschlossen: 

Aktiva 2020 2021 Passiva 2020 2021 

      

1.   Immaterielles  
      Vermögen  

458,33€ 438,33€ 1.       Nettoposition -1.184.098,33€ -1.233.957,70€ 

   1.1     Basis-Reinvermögen -495.181,07€ -495.181,07€ 

2.   Sachvermögen 952.194,15€ 1.103.550,39€ 1.2     Rücklagen -185.840,64€ -317.521,34€ 

   1.3     Jahresergebnis -131.680,70€ - 76.060,88€ 

3.   Finanzvermögen 51.144,91€ 16.556,18€ 1.4     Sonderposten -371.395,92€ -345.194,41€ 

      

4.   Liquide Mittel 498.086,92€ 395.589,64€ 2.       Schulden -37.730,98€ -12.916,84€ 

   2.1     Geldschulden 
           davon 

0,00€ 0,00€ 

5. Aktive Rechnungsab- 
     grenzung 

0,00€ 0,00€ 2.1.1  Liquiditätskredite 0,00€ 0,00€ 

   2.1.2  Geldschulden (ohne Liquidi-
tätskredite) 

0,00€ 0,00€ 

   2.2.    Verbindlichkeiten aus  
 kredit-ähnlichen Rechts- 
 geschäften 

  

   2.3     Verbindlichkeiten aus  
 Lieferungen und Leistungen 

-9.801,97€ -3.653,27€ 

   2.4     Transferverbindlichkeiten -3.418,80€ -4.127,00€ 

   2.5     Sonstige Verbindlichkeiten -24.510,21€ -5.136,57€ 

      

   3.       Rückstellungen -280.055,00€ -269.260,00€ 

      

   4.       Passive Rechnungsabgren-
zung 

0,00€ 0,00€ 

      

      

Bilanzsumme 1.501.884,31€ 1.516.134,54€ Bilanzsumme -1.501.884,31€ -1.516.134,54€ 



- 732 - 

I. Änderungen 
 

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie öffentliche Be-
kanntmachungen sind, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, im elektro-
nischen „Amtsblatt für den Landkreis Aurich“ bekannt zu machen bzw. zu verkünden. Das 
elektronische Amtsblatt wird auf der Internetseite des Landkreises Aurich (https://www.land-
kreis-aurich.de/amtsblatt) zur Verfügung gestellt. 

 
II. Inkrafttreten 

 
Die 1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Hinte vom 29.06.2022 tritt am 01.01.2024 
in Kraft. 
 
Hinte, den 30.11.2023 
 
Gemeinde Hinte 
 
Der Bürgermeister 
U. Redenius 
 

 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen 

für die Abwasserbeseitigung der Inselgemeinde Juist  
(Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung) 

vom 07.12.2023 
 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-gesetzes (NKomVG) 
i. d. F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250), der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), und des § 6 des Niedersächsischen Ausführungs-
gesetzes zum Abwasserabgabengesetz (Nds. AG AbwAG) i. d. F. vom 24.03.1989 (Nds. GVBl. S. 69), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16.12.2021 (Nds. GVBl. S. 911), hat der Rat der 
Inselgemeinde Juist in seiner Sitzung am 07.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Abschnitt I 
 

§ 1 Allgemeines 
 
(1) Die Gemeinde betreibt die zentrale Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung nach Maßgabe 

der Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 12.10.2023 als 
eine öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung. 
 

(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 
 
a) Beiträge zur Deckung ihres Aufwandes für die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung 

(Abwasserbeiträge), 
 

b) Benutzungsgebühren als Gegenleistung für die Inanspruchnahme der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungseinrichtung (Abwassergebühren) und 

 
c) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse. 

https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
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Abschnitt II - Abwasserbeitrag 
 

§ 2 Grundsatz 
 
(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwassergebühren oder auf 

andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen Abwasserbeiträge als Abgeltung 
der durch die Möglichkeit ihrer Inanspruchnahme gebotenen besonderen wirtschaftlichen 
Vorteile. Dabei wird unterschieden nach Anschlüssen zur Beseitigung von Schmutz-, Niederschlags- 
und/oder Mischwasser. 
 

(2) Der Abwasserbeitrag deckt nicht die Kosten für die Grundstücksanschlüsse. 
 

§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die jeweilige öffentliche 

Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen werden können und für die 
 
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich 

genutzt werden dürfen, 
 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen, 

 
c) bereits eine bauliche oder gewerbliche Nutzung besteht. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung tatsächlich 

angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 
 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechtes. Mehrere 
selbstständig nicht baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke gelten als ein Grundstück, wenn 
die Eigentümer identisch sind, die Grundstücke aneinandergrenzen und sie nur in ihrer Gesamtheit 
baulich oder gewerblich nutzbar sind. 
 

§ 4 Beitragsmaßstab und Beitragssatz 
 
(1) Der Abwasserbeitrag wird nach der Fläche berechnet, die sich bei der Schmutzwasser- und 

Mischwasserbeseitigung durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der 
Geschossflächenzahl (zulässige Geschossfläche) und bei der Niederschlagswasserbeseitigung 
durch Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Grundflächenzahl (zulässige Grundfläche) 
ergibt. 
 

(2) Als Grundstück gilt 
 
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die gesamte Fläche, wenn für das 

Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
 

b) bei Grundstücken, die über die Grenze eines Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im 
Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, 
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c) bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan nicht besteht und die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen sowie für Grundstücke im 
Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder 
nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche 
zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu 
verlaufenden Parallelen, 
 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach Buchst. a) bis c) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 
oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze oder im Falle 
von Buchst. c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die 
in einer der übergreifenden Bebauung oder übergreifenden gewerblichen Nutzung 
entsprechenden Tiefe verläuft, 
 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhaus-gebiet oder 
eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles  
(§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB, tatsächlich so 
genutzt werden (z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport- und Festplätze - 
nicht aber Friedhöfe), 70 % der Grundstücksfläche, 
 

f) bei Grundstücken, die im Bebauungsplan als Friedhof ausgewiesen sind oder die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Geltungsbereich einer 
Satzung nach § 34 Absatz 4 BauGB oder im Außenbereich (§ 35 BauGB) tatsächlich so genutzt 
werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, höchstens jedoch die Fläche des 
Buchgrundstücks, 
 

g) bei allen anderen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2, höchstens jedoch durch die Fläche des Buchgrundstückes, 
 

h) In den Fällen der Buchst. f) und g) wird die so ermittelte Fläche diesen Baulichkeiten dergestalt 
zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der 
Baulichkeiten verlaufen. Bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch die Zuordnung 
erfolgt eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück, 
 

i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung spezielle 
Nutzungen zugelassen sind (z. B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die 
Planfeststellung bezieht. 

 
(3) Als Geschossflächenzahl gilt 

 
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die darin festgesetzte 

Geschossflächenzahl, 
 

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl oder nur die zulässige 
Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, die durch 3,5 geteilte Baumassenzahl bzw. die 
durch 3,5 geteilte Gebäudehöhe, 
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c) bei Grundstücken, für die in einem Bebauungsplan weder die Geschossflächen- noch die 
Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe bestimmt sind, der in vergleichbaren beplanten 
Gebieten der näheren Umgebung überwiegend festgesetzte, beim Fehlen derartiger Gebiete, 
der sich aus der tatsächlich vorhandenen Bebauung in der näheren Umgebung nach § 34 
BauGB überwiegend ergebende Berechnungswert nach Buchst. a) oder Buchst. b), 
 

d) bei Grundstücken, für die aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Geschossflächenzahl 
nach Buchst. a) oder die Baumassenzahl nach Buchst. b) überschritten werden, die tatsächliche 
oder die sich durch Umrechnung ergebende Geschossflächenzahl, 
 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder 
eine sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist oder die 
außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z. B. Dauerkleingärten, 
Sport-, Fest- und Campingplätze, Schwimmbäder), der Wert von 0,5, 
 

f) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, der Wert 
von 0,5, 
 

g) soweit kein Bebauungsplan besteht 
 
aa) bei bebauten Grundstücken die tatsächlich vorhandene Geschossflächenzahl, 

 
bb) bei unbebauten Grundstücken die sich aus der Bebauung in der näheren Umgebung 

ergebende Geschossflächenzahl, 
 

cc) fehlt es in der näheren Umgebung an einer Bebauung, anhand derer die 
Geschossflächenzahl ermittelt werden kann, die Geschossflächenzahl, die sonst nach 
Bauplanungsrecht auf dem jeweiligen Grundstück zulässig wäre, 

 
h) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungs-beschluss 

spezielle Nutzungen (z. B. Abfalldeponie) zugelassen sind, bezogen auf die Fläche nach Absatz 
2 Buchst. h), der Wert von 0,5. 

 
(4) Als Grundflächenzahl gilt 
 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grundflächenzahl, 
 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht oder sich aus seinen Festsetzungen keine 
Grundflächenzahl errechnen lässt, die folgenden Werte: 
 
Kleinsiedlungs- und Wochenendhausgebiete sowie Campingplätze 0,2 
 
Wohn-, Dorf-, Misch- und Ferienhausgebiete 0,4 
 
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete i. S. von § 11 BauNVO 0,8 
 
Kerngebiete 1,0 
für Sport- und Festplätze sowie für selbstständige Garagen- und  
Einstellplatzgrundstücke 1,0 
 
für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), für Friedhofsgrundstücke 
und für Schwimmbäder 0,2 
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für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), bei denen durch Planfest- 
stellung spezielle Nutzungen (z. B. Abfalldeponie) zugelassen sind 1,0 
 

(5) Die Gebietseinordnung gemäß Absatz 4 Buchstabe b) richtet sich für Grundstücke, 
 
a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, nach der Festsetzung im 

Bebauungsplan, 
 

b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im 
Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, nach der vorhandenen 
Bebauung in der näheren Umgebung. 

 
(6) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 4 Abs. 2 a und 4 sowie § 7 BauGB-

Maßnahmengesetz liegen, sind zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, wie sie bestehen für 
 
a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß 

getroffen sind, 
 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB), wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält, wobei dann einheitlich die 
Grundflächenzahl von 0,4 gilt. 
 

(7) Der Beitragssatz beträgt für die 
 
a) Schmutzwasserbeseitigung    3,70 € 
b) Niederschlagswasserbeseitigung   1,90 € 
c) Mischwasserbeseitigung    2,80 € 

 
je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche. 

 
§ 5 Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümerin oder 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle 
der Eigentümerin oder des Eigentümers die Erbbauberechtigte oder der Erbbauberechtigte 
beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümerinnen oder Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 
(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
 

§ 6 Entstehung der Beitragspflicht 
 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme (§ 2). 
 

(2) Die beitragsfähige Maßnahme für die Schmutzwasser-/Mischwasserbeseitigung ist beendet, wenn 
die jeweilige öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung einschließlich des 
Grundstücksanschlusskanals bis an die Grenze des zu entwässernden Grundstücks betriebsfertig 
hergestellt ist. 
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(3) Die beitragsfähige Maßnahme für die Niederschlagswasserbeseitigung ist beendet, wenn die 
öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung einschließlich des Grundstücksanschlusskanals bis an 
die Grenze des zu entwässernden Grundstücks betriebsfertig hergestellt ist. 
 

(4) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss der auf dem 
Grundstück vorhandenen Baulichkeit. 

 
(5) Für die Schmutzwasser-/Mischwasserbeseitigung oder die Niederschlagswasser-beseitigung sind 

Abwasserbeiträge entsprechend den jeweiligen Beitragssätzen in § 4 Abs. 7 zu erheben, sofern für 
das Grundstück die der Schmutzwasser-/Mischwasser-beseitigung oder der 
Niederschlagswasserbeseitigung dienenden Einrichtungen zu verschiedenen Zeitpunkten 
betriebsfertig hergestellt werden. In diesem Falle entsteht die Beitragspflicht bereits mit der 
betriebsfertigen Herstellung der Schmutzwasser-/Mischwasserbeseitigung oder der 
Niederschlagswasserbeseitigung dienenden öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung 
entsprechend Abs. 2 und Abs. 3. 

 
§ 7 Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit 
der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistungen werden nach dem für 
den Beitrag geltenden Maßstab erhoben. § 5 gilt entsprechend. Eine entrichtete Vorausleistung wird 
bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitragsschuldner verrechnet. 
 

§ 8 Veranlagung und Fälligkeit 
 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 

§ 9 Ablösung durch Vertrag 
 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 

Vertrag vereinbart werden. 
 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Beitragsmaßstabes und 
Beitragssatzes zu ermitteln. 

 
(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
 
 

Abschnitt III - Abwassergebühr 
 

§ 10 Grundsatz 
 

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen werden 
Abwassergebühren erhoben. 
 

§ 11 Gebührenmaßstäbe 
 
(1) Die Abwassergebühr wird in Form einer Grund- und Zusatzgebühr für die Beseitigung von 

Schmutzwasser sowie einer Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser erhoben. 
 

(2) Die Grundgebühr wird nach der Nennleistung der verwendeten Wasserzähler bemessen. Befinden 
sich auf einem Grundstück mehrere Wasserzähler, so wird die Grundgebühr nach der Summe der 
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Nennleistung der einzelnen Wasserzähler bemessen. Die Grundgebühr beträgt bei der 
Verwendung von Wasserzählern mit einem Nenndurchfluss 
 
  bis     5 m³/h      8,08 €/Monat 
  bis   10 m³/h    19,40 €/Monat 
  bis   20 m³/h    32,33 €/Monat 
  bis   40 m³/h    64,66 €/Monat 
  bis   50 m³/h    80,83 €/Monat 
  bis   80 m³/h  129,32 €/Monat 
 
Sofern die Nennleistung der verwendeten Wasserzähler durch Feuerlöscheinrichtungen oder durch 
Verbrauchstellen mitbestimmt wird, die keinen Anschluss an das Abwassernetz haben, wie z. B. 
Gartenzapfstellen, wird auf Antrag bei der Berechnung der Grundgebühr die Nennleistung 
zugrunde gelegt, die ohne diese Einrichtungen erforderlich wäre. Bei Grundstücken, die ihre 
Wassermengen aus öffentlichen oder eigenen Wasserversorgungsanlagen entnehmen, ohne einen 
Wasserzähler zu verwenden, wird die Nennleistung des Wasserzählers festgesetzt, der nach den 
geltenden DIN-Vorschriften oder den nachgewiesenen Pumpenleistungen erforderlich sein würde, 
um die dem Grundstück zugeführten Wassermengen zu messen. 
 

(3) Die Zusatzgebühr wird nach der Abwassermenge bemessen, die im Erhebungszeitraum in die 
öffentliche Abwassereinrichtung gelangt. 
 
Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ Abwasser. 
 

(4) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung gelangt gelten 
 
a) die dem Grundstück aus öffentlichen und/oder privaten Wasserversorgungsanlagen 

zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 
 

b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge, 
 

c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermess-einrichtung. 
 
(5) Die Berechnung des Wasserverbrauchs erfolgt auf der Grundlage der Angaben der für den 

Wasserbezug zuständigen Stelle. 
 

(6) Die Wassermenge nach Abs. 4 Buchst. b) und c) hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für den 
abgelaufenen Bemessungszeitraum innerhalb des folgenden Monats schriftlich anzuzeigen, sofern 
die Gemeinde oder das nach Absatz 5 zuständige Unternehmen diese nicht selbst abliest. Sie ist 
durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen lassen 
muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen und von der 
Gemeinde verplombt werden. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann 
sie als Nachweis für die Abwassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 
 

(7) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt nicht 
angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs/der 
Abwassermenge des vorhergehenden Abrechnungszeitraumes und unter Berücksichtigung der 
begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Geschätzt wird auch, wenn die 
Ablesung des Wasserzählers nicht ermöglicht wird. 
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(8) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasserbeseitigungs-einrichtungen 
gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Abrechnungs-zeitraum 60 m³ übersteigen. 
Der Antrag ist nach Ablauf dieses Zeitraums innerhalb eines Monats bei der Gemeinde 
einzureichen. Für den Nachweis gilt Absatz 6 Sätze 2 bis 5 sinngemäß. Die Gemeinde kann von den 
Gebührenpflichtigen zum Nachweis der eingeleiteten oder abzusetzenden Abwassermenge 
amtliche Gutachten verlangen. Die Kosten hierfür trägt grundsätzlich der Gebührenpflichtige. 

 
(9) Die Gebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser wird nach der überbauten und befestigten 

Grundstücksfläche (einschließlich Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plattenbe-
läge) bemessen, von der aus Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrich-
tung gelangt. Berechnungseinheit sind die ersten 300 m² sowie jede weiteren 100 m² Grundstücks-
fläche. Der Gebührenpflichtige hat der Gemeinde auf deren Aufforderung binnen eines Monats 
den Umfang der überbauten und befestigten Fläche schriftlich mitzuteilen. Änderungen des Um-
fangs der überbauten und befestigten Fläche hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde auch ohne 
Aufforderung binnen eines Monats schriftlich mitzuteilen. Maßgebend für die Niederschlagswas-
sergebühr sind die am 1.5. des Erhebungszeitraumes bestehenden Verhältnisse. Kommt der Ge-
bührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nicht fristgemäß nach, so kann die Gemeinde den Um-
fang der überbauten und befestigten Fläche schätzen. 
 

§ 12 Gebührensätze 
 
(1) Die Zusatzgebühr beträgt je m³ Abwasser 2,89 €.  

 
(2) Die Abwassergebühr für die Beseitigung von Niederschlagswasser beträgt für die ersten 300 m² 

jährlich 279,53 € und für jede weiteren 100 m² jährlich 70,10 €. 
 

(3) Die Zusatzgebühr bei Ableitung von Grundwasser in die Oberflächenentwässerung (Trennsystem) 
aufgrund einer Erlaubnis nach § 6 Absatz 2 der Abwasserbeseitigungssatzung beträgt je m³ 
Abwasser 1,40 €. 

 
§ 13 Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer/-innen oder sonst dinglich Nutzungsberechtigte des 

Grundstücks. Gebührenpflichtig ist außerdem, wer die mit der öffentlichen 
Abwasserbeseitigungseinrichtung gebotene Leistung in Anspruch nimmt. Mehrere 
Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 

(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisher Verpflichtete 
die Mitteilung hierüber versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum 
Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Verpflichteten. 

 
§ 14 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen 
angeschlossen ist oder den öffentlichen Abwasseranlagen von dem Grundstück Abwasser zugeführt 
wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser 
endet. Entsteht oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, wird die Grundgebühr 
(§ 11 Abs. 2) für jeden angefangenen Monat der Gebührenpflicht mit einem Zwölftel berechnet. 
 

§ 15 Erhebungszeitraum 
 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebührenschuld entsteht. 
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(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben wird, gilt die 
Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Erhebungszeitraum. 

 
§ 16 Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzurechnende Gebühr sind vierteljährlich 

Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Kalenderjahres zu leisten. 
Die Höhe der Abschlagszahlungen wird durch Bescheid nach der Abwassermenge des Vorjahres 
festgesetzt. 
 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmals im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszahlung 
beim Schmutzwasser diejenige Abwassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen 
Wasserverbrauch des ersten Monats, hochgerechnet auf den Erhebungszeitraum, entspricht. 
Diesen Verbrauch des ersten Monats hat der/die Gebührenpflichtige der Gemeinde auf 
Anforderung unverzüglich mitzuteilen. Kommt der/die Gebührenpflichtige der Anforderung nicht 
nach, so kann die Gemeinde den Verbrauch schätzen. Beim Niederschlagswasser werden die 
Grundstücksverhältnisse bei Entstehen der Gebührenpflicht zugrunde gelegt. 

 
(3) Abschlagszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endabrechnung werden 

zusammen mit der ersten Abschlagszahlung zum 15.02. des folgenden Jahres fällig. 
Abschlusszahlungen nach Erlöschen der Gebührenpflicht (§ 15 Abs. 1 Satz 2) werden 1 Monat nach 
Bekanntgabe des Abrechnungsbescheides fällig. 

 
 

Abschnitt IV - Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 

§ 17 Kostenerstattungsanspruch 
 
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 

Kosten für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse an die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung sind der Gemeinde in der tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. Die Maßnahme ist beendet, 
wenn der jeweilige Grundstücksanschluss betriebsfertig hergestellt bzw. beseitigt ist. 

 
(3) § 5 gilt entsprechend. 

 
(4) Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. 
 
 

Abschnitt V - Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 18 Auskunfts- und Duldungspflicht 
 
(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde die für die Festsetzung und 

Erhebung der Abgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
 

(2) Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 
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§ 19 Anzeigepflicht 
 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück mit Auswirkungen auf die Abgabenpflicht ist 

der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich 
anzuzeigen. 
 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen, so 
hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. Dieselbe 
Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt 
werden. 

 
(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um mehr als 50 v. H. 

der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so hat der Abgabenpflichtige 
hiervon der Gemeinde unverzüglich Mitteilung zu machen. 

 
§ 20 Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

 
a) entgegen § 11 Abs. 8 Satz 3 und 4 der Gemeinde auf deren Anforderung nicht binnen eines 

Monats den Umfang der überbauten und befestigten Fläche oder Änderungen des Umfangs 
schriftlich mitteilt, 
 

b) entgegen § 11 Abs. 6 Nr. 1 der Gemeinde nicht die Wassermengen für den abgelaufenen 
Bemessungszeitraum innerhalb des folgenden Monats schriftlich anzeigt, 
 

c) entgegen § 11 Abs. 6 Satz 2 keinen Wasserzähler einbauen lässt, 
 

d) entgegen § 16 Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde auf Anforderung nicht den Verbrauch des ersten 
Monats unverzüglich mitteilt, 
 

e) entgegen § 18 Abs. 1 die für die Feststellung und Erhebung der Abgaben erforderlichen 
Auskünfte nicht erteilt, 
 

f) entgegen § 18 Abs. 2 verhindert, dass die Gemeinde an Ort und Stelle ermitteln kann und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 
 

g) entgegen § 19 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht innerhalb eines 
Monats schriftlich anzeigt, 
 

h) entgegen § 19 Abs. 2 nicht schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück vorhanden 
sind, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen, 
 

i) entgegen § 19 Abs. 2 die Neuschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher Anlagen nicht 
schriftlich anzeigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
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§ 21 Inkrafttreten 
 
Diese Abgabensatzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Inselgemeinde 
Juist über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen für Abwasserbeseitigung 
(Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung) vom 03.09.1996 mit den hierzu beschlossenen 
Nachträgen 1 bis 11 außer Kraft. 
 
Juist, den 7. Dezember 2023 
 
Inselgemeinde Juist 
 
Der Bürgermeister 
Dr. Goerges 
 

 
Satzung über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen 
für die Wasserversorgung der Inselgemeinde Juist (Wasserabgabensatzung) 

vom 07.12.2023 
 
Aufgrund der §§ 10, 13, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) 
i. d. F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
11.10.2023 (Nds. GVBl. S. 250), der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589) hat der Rat der Inselgemeinde Juist in seiner Sitzung 
am 07.12.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Abschnitt I 
 

§ 1 Allgemeines 
 
Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung 

 
a) Beiträge zur Deckung ihres Aufwandes für die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen 

(Wasserversorgungsbeiträge), 
 

b) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversorgungs-anlagen 
(Wasserbenutzungsgebühren) und 

 
c) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse. 
 
 

Abschnitt II - Wasserversorgungsbeitrag 
 

§ 2 Grundsatz 
 
(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Wasserbenutzungsgebühren oder auf 

andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen Wasserversorgungsbeiträge als 
Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen besonderen 
wirtschaftlichen Vorteile. 
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(2) Die Gemeinde lässt als Anteil für die Inanspruchnahme durch die Allgemeinheit bei der 
Beitragsermittlung (für Zwecke der Feuerlöschwasserversorgung und zur Bewässerung 
öffentlicher Grünanlagen) einen Anteil von 3,5 v. H. des Gesamtinvestitionsaufwandes außer 
Ansatz. 

 
§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentlichen Wasser-versorgungsanlagen 

angeschlossen werden können und für die 
 
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut und gewerblich 

genutzt werden dürfen, 
 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen tatsächlich angeschlossen, so 

unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt 
sind. 
 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im Sinne des 
Grundbuchrechts. Mehrere solcher Grundstücke gelten dann als ein Grundstück, wenn sie eine 
wirtschaftliche Einheit bilden. Besteht bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise für Teilflächen eines 
Grundstücks im Sinne des Grundbuchrechts eine selbstständige Inanspruchnahmemöglichkeit, so 
ist jede solche Teilfläche als Grundstück im Sinne dieser Satzung anzusehen. 
 

§ 4 Beitragsmaßstab und Beitragssatz 
 
(1) Berechnungsgrundlage für den Wasserversorgungsbeitrag ist die Fläche, die sich durch 

Vervielfältigung der Grundstücksfläche mit der Geschossflächenzahl (zulässige Geschossfläche) 
ergibt. 
 

(2) 1Als Grundstücksfläche im Sinne des Absatzes 1 gilt: 
 

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die der Bebauungsplan 
die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht, 
 

2. bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im 
Bereich des Bebauungsplanes, auf die dieser die bauliche oder gewerbliche 
Nutzungsfestsetzung bezieht, 
 

3. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als die bauliche 
oder gewerbliche Nutzung vorsieht, 
 
a) bei Grundstücken, die an die Straße angrenzen, die Fläche von der Straße bis zu einer Tiefe 

von höchstens 50 m, 
 

b) bei Grundstücken, die nicht an die Straße angrenzen oder lediglich durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, die Fläche von der zu der Straße 
liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m. 

 



- 744 - 

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 ist bei darüber hinausgreifender baulicher oder gewerblicher 
Nutzung des Grundstücks zusätzlich die Tiefe der übergreifenden Nutzung zu berücksichtigen. 
 

(3) Die Geschossflächenzahl wird durch den Bebauungsplan festgesetzt. Fehlt im Bebauungsplan die 
Festsetzung der Geschossflächenzahl, so ist sie entsprechend § 17 der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m. W. v. 07.07.2023, nach der festgesetzten Zahl der 
Vollgeschosse und der Grundflächenzahl zu ermitteln. Ist im Zeitpunkt des Entstehens der 
Beitragspflicht auf Grund einer Ausnahme oder Befreiung eine höhere Geschossflächen-zahl als 
die im Bebauungsplan festgesetzte zulässig oder ist bei bebauten Grundstücken eine größere als 
die nach dem Bebauungsplan zulässige Geschossfläche vorhanden, so sind jeweils diese der 
Beitragsberechnung zugrunde zu legen. Ist nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften im Einzelfall 
nur eine geringere Geschossfläche zulässig, so ist diese maßgebend. Für Grundstücke, für die in 
einem Bebauungsplan an Stelle einer Geschossflächenzahl eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt 
als Geschossflächenzahl ein Drittel der Baumassenzahl. In Fällen des § 33 des Baugesetz-buches 
(BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221), (Vorhaben während der 
Planaufstellung), ist die zulässige Geschossfläche nach dem Stand der Planungsarbeiten zur Zeit 
der Planreife zu ermitteln. In Gebieten, für die ein Bebauungsplan nicht besteht, wird als zulässige 
Geschossfläche für bebaute Grundstücke die tatsächlich vorhandene Geschossfläche und als 
Geschossflächenzahl für unbebaute Grundstücke die nach der durchschnittlichen Bebauung der 
Grundstücke in der näheren Umgebung ermittelte Geschossflächenzahl zugrunde gelegt. Bei 
selbstständigen Garagen- und Einstellplatzgrundstücken gilt (unabhängig von einer etwaigen 
Festsetzung im Bebauungsplan) die Zahl 0,5 und bei überwiegend Gewerbezwecken dienenden 
Grundstücken, für die eine bauliche Nutzung nicht zugelassen ist, die Zahl 0,8 als 
Geschossflächenzahl. 
 

(4) 1Soweit die zulässigen Geschossflächen nicht nach Absatz 3 ermittelt werden können, gelten die 
nachstehenden Zahlen als Geschossflächenzahlen: 

 
a) bei Kleinsiedlungen in jedem Falle      = 0,3 

 
b) bei überwiegend Wohnzwecken dienenden Grundstücken 

bei 1 Vollgeschoss        = 0,5 
bei 2 Vollgeschossen        = 0,8 
bei 3 Vollgeschossen        = 1,0 
bei 4 und mehr Vollgeschossen       = 1,1 
 

c) bei selbstständigen Garagen- und Einstellplatzgrundstücken in jedem Falle  
          = 0,5 

d) bei überwiegend Gewerbezwecken dienenden Grundstücken 
ohne bauliche Nutzung        = 0,8 
bei 1 Vollgeschoss        = 1,0 
bei 2 Vollgeschossen        = 1,6 
bei 3 Vollgeschossen        = 2,0 
bei 4 und mehr Vollgeschossen       = 2,2 
 

2Sofern ein Vollgeschoss eine lichte Höhe von mehr als 5 m hat, gilt abweichend von der vorste-
henden Regel einheitlich die Geschossflächenzahl von   = 2,2 
 

(5) Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je m² der nach den Absätzen 1 bis 4 berechneten 
Beitragsfläche 6,70 €. 
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(6) Die Gemeinde kann abweichend von den Absätzen 1 bis 5 den der Beitragsberechnung für die 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentlichen Wasserversorgungs-anlagen 
zugrunde zu legenden Beitragsmaßstab und Beitragssatz durch gesonderte Satzung festlegen. 
 

(7) Unberührt von den Absätzen 1 bis 4 bleiben Vereinbarungen, nach denen der Anschlussnehmer 
zusätzliche Aufwendungen der Gemeinde zu tragen hat, die durch die besondere Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen erforderlich werden. 

 
§ 5 Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des 

Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an Stelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 
 

(2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. Die etwaige 
persönliche Haftung des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt. 

 
§ 6 Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Fertigstellung der öffentlichen Wasserversorgungs-anlagen o-

der der Beendigung der sonstigen beitragsfähigen Maßnahmen (§ 2 Abs. 1 Satz 1). 
 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit des-
sen Genehmigung. 

 
§ 7 Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit 
der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistungen werden nach dem für 
den Beitrag geltenden Maßstab erhoben. 
 

§ 8 Veranlagung und Fälligkeit 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 
 
 

Abschnitt III - Wasserbenutzungsgebühr 
 

§ 9 Grundsatz 
 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversorgungsanlagen wird eine Wasserbenutzungs-
gebühr für die Grundstücke erhoben, die an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen angeschlos-
sen sind oder aus diesen Wasser entnehmen. Soweit der Aufwand durch Wasserversorgungsbeiträge 
gedeckt wird, werden Gebühren nicht erhoben. Die Wasserbenutzungsgebühr ist so zu bemessen, dass 
sie 96,5 v. H. der Kosten im Sinne des § 5 Abs. 2 NKAG deckt. Die Gemeinde trägt die nach Satz 3 nicht 
gedeckten Kosten als Anteil für Zwecke der Feuerlöschwasserversorgung und für die Bewässerung öf-
fentlicher Grünanlagen. 
 

§ 10 Gebührenmaßstäbe und Gebührensätze 
 
(1) Die Wasserbenutzungsgebühr wird in Form einer Grund- und Zusatzgebühr erhoben. 
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(2) Die Wasserbenutzungsgebühr wird nach der Nennleistung der verwendeten Wasserzähler bemes-
sen. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Wassermesser, so wird die Grundgebühr nach 
der Summe der Nennleistungen der einzelnen Wasserzähler bemessen. 

 
Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit einer Nennleistung 

 
bis     5 m³/h     20,62 €/Monat 
bis   10 m³/h     49,50 €/Monat 
bis   20 m³/h     82,50 €/Monat 
bis   40 m³/h   164,99 €/Monat 
bis   50 m³/h   206,24 €/Monat 
bis   80 m³/h   329,99 €/Monat 

 
(3) Die Zusatzgebühr (Verbrauchsgebühr) wird nach der Menge des aus der öffentlichen Wasserver-

sorgungsanlage entnommenen Wassers bemessen. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ 
Wasser. Die Verbrauchsgebühr beträgt je m³ Wasser 1,95 €. 
 

(4) Die Gemeinde stellt die verbrauchte Wassermenge durch Wasserzähler fest, die den eichrechtli-
chen Vorschriften entsprechen müssen. 

 
(5) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von 

der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des vorvergangenen Ablesezeitraums und 
unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

 
§ 11 Wasserbenutzungsgebühren für Baudurchführungen 

und für sonstige vorübergehende Zwecke 
 
(1) Für Wasser, das bei der Herstellung von Gebäuden oder für Tiefbaumaßnahmen verwendet wird 

(Bauwasser), wird eine Verbrauchsgebühr nach § 10 Absatz 3 erhoben, wenn der Verbrauch durch 
Messeinrichtungen (Standrohr) ermittelt wird. 
 

(2) Der Wasserverbrauch für andere vorübergehende Zwecke wird, sofern er nicht durch Wasserzäh-
ler ermittelt wird, im Einzelfall nach Erfahrungswerten von der Gemeinde geschätzt. 
 

(3) Wird der Wasserverbrauch durch Wassermesser ermittelt, ist neben der Verbrauchsgebühr für je-
den angefangenen Kalendermonat die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 2 zu entrichten. 

 
(4) Die Kosten für das Aufstellen und Abbauen der Einrichtungen zur Wasserentnahme sind der Ge-

meinde zu ersetzen. 
 

(5) Die Gebühren für die Benutzung des Standrohres betragen 
für den ersten Tag    34,00 € 
für jeden weiteren Tag   12,50 €. 

 
§ 12 Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Grundstückseigentümer; wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an des-

sen Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. In den Fällen des § 12 ist ge-
bührenpflichtig, wer den Antrag auf Wasserentnahme stellt. Gebührenpflichtig sind außerdem 
Nießbraucher oder sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere Gebüh-
renpflichtige sind Gesamtschuldner. 
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(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang 
folgenden Monats auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisher Verpflichtete die Mittei-
lung hierüber versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der 
Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Verpflichteten. 

 
§ 13 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 

angeschlossen ist, in den Fällen des § 11 mit der Herstellung der Einrichtung zur Wasserentnahme. 
Die Gebührenpflicht erlischt mit dem Wegfall des Anschlusses, in den Fällen des § 11 mit der Be-
seitigung der Wasserentnahmeeinrichtung. 
 

(2) Entsteht oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, wird die Grundgebühr 
(§10 Abs. 2) für jeden angefangenen Monat der Gebührenpflicht mit einem Zwölftel berechnet. 

 
§ 14 Erhebungszeitraum 

 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

 
(2) Weicht die Ableseperiode für den Wasserverbrauch vom Kalenderjahr ab, so gilt diese als Erhe-

bungszeitraum. Sinngemäß ist in den Fällen des § 11 Abs. 2 zu verfahren. 
 

§ 15 Veranlagung und Fälligkeit 
 
(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraums endgültig abzurechnende Gebühr sind vierteljährlich 

Abschlagszahlungen am 15.02., 15.05., 15.08. und 15. 11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe 
der Abschlagsleistungen wird von der Gemeinde durch Bescheid nach dem Wasserverbrauch des 
vergangenen Ablesezeitraums festgesetzt. 
 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Abschlagszah-
lung diejenige Wassermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Wasserverbrauch des ersten 
Monats entspricht. 

 
(3) Abschlusszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endabrechnung werden einen 

Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Überzahlungen werden erstattet. 
 

(4) Die Wasserversorgungsgebühren für Baudurchführungen und für sonstige vorübergehende Zwe-
cke (§ 11) sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. Die 
Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben angefordert werden. 

 
 

Abschnitt IV - Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 
 

§ 16 Entstehen des Erstattungsanspruchs 
 
Die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die Kosten 
für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen sind 
der Gemeinde in der tatsächlichen Höhe zu erstatten. § 5 gilt entsprechend. Der Erstattungsanspruch 
entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. 
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§ 17 Fälligkeit 
 
Der Erstattungsbetrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Be-
scheides fällig. 
 
 

Abschnitt V - Gemeinsame Vorschriften 
 

§ 18 Auskunftspflicht 
 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für 

die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist. 
 

(2) Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft Verpflichteten 
haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu helfen. 

 
§ 19 Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer 

als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 
 

(2) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres der Wasserverbrauch um mehr als 50 v. H. 
des Wasserverbrauchs nach dem vergangenen Ablesezeitraum erhöhen  
oder ermäßigen wird, so hat der Abgabepflichtige hiervon der Gemeinde unverzüglich Mitteilung 
zu machen. 

 
§ 20 Umsatzsteuer 

 
Zusätzlich zu dem Wasserversorgungsbeitrag (§ 4 Abs. 5), den Gebühren (§ 10 Abs. 2 und 3, § 11 Abs. 
5) und den Kosten für Grundstücksanschlüsse (§ 16) wird die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzli-
chen Höhe erhoben. 
 

§ 21 Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 18 und 19 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne von  
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG und können mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 

§ 22 Inkrafttreten 
 
Diese Abgabensatzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Wasserabgaben-satzung vom 
03.09.1996 mit den hierzu erlassenen Nachträgen 1 bis 13 außer Kraft. 
 
Juist, den 7. Dezember 2023 
 
Inselgemeinde Juist 
 
Der Bürgermeister 
Dr. Goerges 
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Bekanntmachung zur Bauleitplanung der Gemeinde Krummhörn 
Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 0539 „Feuerwehr Nord“ 

 

Der Rat der Gemeinde Krummhörn hat am 01.03.2022 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan  
Nr. 0539 „Feuerwehr Nord“ nach §10 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 0539 ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
  
 
 
 

(Übersichtsplan unmaßstäblich) 
 

Der Bebauungsplan Nr.0539 mit den textlichen Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften tritt mit 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreis Aurich und der Stadt Emden in Kraft (vgl. § 10 
Absatz 3 BauGB). 
 

Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Planunterlagen, Begründung, Umweltbericht, Avifaunis-
tischer Bericht, FFH-Vorprüfung, Schalltechnisches Gutachten und dem geotechnischen Bericht nach § 
6a Abs. 1 BauGB bei der Gemeinde Krummhörn, Rathausstr. 2, 26736 Krummhörn, während der übli-
chen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den Bebauungsplan einsehen und über sei-
nen Inhalt Auskunft verlangen. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungsansprüchen zu beantragen ist, sowie des § 44 Absatz 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 

Eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Krummhörn unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
 

Krummhörn, den 12.12.2023 
 

Gemeinde Krummhörn 
 

Die Bürgermeisterin 
Looden 
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Bekanntmachung der 31. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Krummhörn 

 
Der Landkreis Aurich hat die vom Rat der Gemeinde Krummhörn am 01.03.2022 in öffentlicher Sitzung 
beschlossene Flächennutzungsplanänderung Nr. 31 mit Verfügung vom 23.11.2023  
Az.: IV-60-02-3491/2023 aufgrund von § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der 31. Flächennutzungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichts-
plan ersichtlich: 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). 
 
Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich ihrer Planunterlagen, Begründung, Umweltbe-
richt, Avifaunistischer Bericht, FFH-Vorprüfung, Schalltechnisches Gutachten und dem geotechnischen 
Bericht nach § 6a Abs. 1 BauGB bei der Gemeinde Krummhörn, Rathausstr. 2, 26736 Krummhörn, wäh-
rend der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann die Flächennutzungsplanände-
rung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß §215 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Gemeinde Krummhörn unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Krummhörn, den 12.12.2023 
 
Gemeinde Krummhörn 
 
Die Bürgermeisterin 
Looden 
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Satzung der Gemeinde Leezdorf 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des  
§ 1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Leezdorf in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A) 470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 420 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer     400 v. H. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 11. Dezember 2023 
 
Gemeinde Leezdorf 
 
Die Bürgermeisterin  Der Gemeindedirektor 
Riesebeck   Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Leezdorf  

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer  
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Leezdorf in seiner Sitzung am 11.Dezember 2023 folgende 1. Satzung zur Änderung 
der Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
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(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-
werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 11. Dezember 2023 
 
Gemeinde Leezdorf 
 
Riesebeck   Ihmels 
Bürgermeisterin  Gemeindedirektor 
 

 
3. Satzung der Gemeinde Marienhafe zur Änderung der Hauptsatzung 

 
Aufgrund § 10 i. V. m. § 12 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der 
Rat der Gemeinde Marienhafe in seiner Sitzung am 21. Nov. 2011 die Hauptsatzung beschlossen. In 
der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 29. März 2022 wird die Satzung durch Gemeinderatsbe-
schluss vom 23. November 2023 wie folgt geändert: 
 

I. 
 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Satzungen und Verordnungen werden im elektronischen „Amtsblatt für den Landkreis Aurich“ verkün-
det bzw. bekannt gemacht. Gleiches gilt für öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Marienhafe, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Das elektronische Amtsblatt wird auf der Internetseite 
des Landkreises Aurich (https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt) zur Verfügung gestellt. 
 

II. 
 
§ 12 erhält folgende Fassung: 
 
Diese Satzungsänderung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
Marienhafe, den 23.11.2023 
 
Gemeinde Marienhafe 
 
Johann Tjaden    Gerhard Ihmels 
Bürgermeister    Gemeindedirektor 

https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
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Satzung der Gemeinde Marienhafe 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des  
§ 1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Marienhafe in seiner Sitzung am 23.11.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A)  470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)  420 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer    400 v. H. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 23. November 2023 
 
Gemeinde Marienhafe 
 
Der Bürgermeister  Der Gemeindedirektor 
Tjaden    Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Marienhafe  

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer  
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Marienhafe in seiner Sitzung am 23.11.2023 folgende 1. Satzung zur Änderung der 
Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
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(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-
werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 23. November 2023 

 
Gemeinde Marienhafe 
 
Tjaden    Ihmels 
Bürgermeister   Gemeindedirektor 
 

 
3. Satzung der Gemeinde Osteel zur Änderung der Hauptsatzung 

 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom  
17. Dez. 2010 (Nds. GVB1. S. 576) hat der Rat der Gemeinde Osteel in seiner Sitzung am 28. Nov. 2011 
die Hauptsatzung beschlossen. In der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 17. Mai 2022 wird die 
Satzung durch Gemeinderatsbeschluss vom 6. Dezember 2023 wie folgt geändert: 
 

I. 
 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Satzungen und Verordnungen werden im elektronischen „Amtsblatt für den Landkreis Aurich“ verkün-
det bzw. bekannt gemacht. Gleiches gilt für öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Osteel, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Das elektronische Amtsblatt wird auf der Internetseite des 
Landkreises Aurich (https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt) zur Verfügung gestellt. 
 

II. 
 
§ 12 erhält folgende Fassung: 
 
Diese Satzungsänderung tritt am 01.01.2024 in Kraft.  
 
Marienhafe, den 6. Dezember 2023 
 
Gemeinde Osteel 
 
Ida Bienhoff-Topp   Gerhard Ihmels 
Bürgermeisterin   Gemeindedirektor 

https://www.landkreis-aurich.de/amtsblatt
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Satzung der Gemeinde Osteel 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des § 
1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Osteel in seiner Sitzung am 06.12.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A) 470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 420 v. H.  

 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 6. Dezember 2023 
 
Gemeinde Osteel 
 
Die Bürgermeisterin   Der Gemeindedirektor 
Bienhoff-Topp    Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Osteel  

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer  
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Osteel in seiner Sitzung am 06.12.2023 folgende 1. Satzung zur Änderung der Ver-
gnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
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(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-
werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 6. Dezember 2023 
 
Gemeinde Osteel 
 
Bienhoff-Topp    Ihmels 
Bürgermeisterin   Gemeindedirektor 
 

 
Satzung der Gemeinde Rechtsupweg 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
 

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des § 
1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Rechtsupweg in seiner Sitzung am 28.11.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A) 470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 420 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 
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§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 28.11.2023 
 
Gemeinde Rechtsupweg 
 
Der Bürgermeister   Der Gemeindedirektor 
Seeberg    Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Rechtsupweg  

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer  
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Rechtsupweg in seiner Sitzung am 28.11.2023 folgende 1. Satzung zur Änderung der 
Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-

werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 28. November 2023 
 
Gemeinde Rechtsupweg 

 
Seeberg   Ihmels 
Bürgermeister   Gemeindedirektor 
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Satzung der Gemeinde Upgant-Schott 
über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 

 
Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des § 
1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Upgant-Schott in seiner Sitzung am 07.12.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A) 470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 420 v. H.  

 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 7. Dezember 2023 
 
Gemeinde Upgant-Schott 
 
Der Bürgermeister   Der Gemeindedirektor 
Winter     Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Upgant-Schott 

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer 
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Upgant-Schott in seiner Sitzung am 07.12.2023 folgende 1. Satzung zur Änderung 
der Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
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(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-
werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 7. Dezember 2023 
 
Gemeinde Upgant-Schott 
 
Winter    Ihmels 
Bürgermeister   Gemeindedirektor 
 

 
Satzung der Gemeinde Wirdum 

über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze 
 

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgeset-
zes (NKomVG), des § 1 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG), der §§ 1 und 25 
des Grundsteuergesetzes (GrStG), der §§ 1 und 16 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sowie des § 
1 des Gesetzes zur Übertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die hebeberech-
tigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) in der jeweils gültigen Fassung hat der Rat der Ge-
meinde Wirdum in seiner Sitzung am 12.12.2023 folgende Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 

 
a) für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 

(Grundsteuer A) 470 v. H. 
 

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 420 v. H.  

 
2. Gewerbesteuer 400 v. H. 

 
 
 
 



- 760 - 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 12. Dezember 2023 
 
Gemeinde Wirdum 
 
Die Bürgermeisterin   Der Gemeindedirektor 
Lengert     Ihmels 
 

 
1. Satzung der Gemeinde Wirdum 

zur Änderung der Satzung über die Vergnügungssteuer 
 
Aufgrund der §§ 6, 40 und 83 Abs. 1 der Niedersächsischen Gemeindeordnung (NGO) in der Fassung 
vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S 473), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 
2009 (Nds. GVBl. S. 191) und des § 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 41), geändert durch Art. 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Nds. Kommunalverfassungsrechts und anderer Gesetze vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) hat der 
Rat der Gemeinde Wirdum in seiner Sitzung am 12.12.2023 folgende 1. Satzung zur Änderung der Ver-
gnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 6 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 
 
(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-

werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Ver-
änderungen der Röhreninhalte) abzüglich Nachfüllungen, Falschgeld und Fehlgeld, zuzüglich Fehl-
beträge. 

 
II. 

 
§ 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Bei Spielgeräten in den Fällen des  

§ 6 Abs. 6 und 7 beträgt der Steuersatz  20 v. H. 
      des Einspielergebnisses 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Marienhafe, den 12. Dezember 2023 
 
Gemeinde Wirdum 

 
Lengert -   Ihmels 
Bürgermeisterin  Gemeindedirektor 
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C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Evangelisch-reformierte Kirchengemeinde Jennelt 

Bekanntmachung betr. Friedhof der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde Jennelt 

 
Der Kirchenrat und die Gemeindevertretung der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Jennelt 
haben auf ihrer Sitzung am 13. November / 21. November 2023 unter Beachtung kirchlicher und staat-
licher Bestimmungen für den kirchlichen Friedhof der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
Jennelt eine neue Friedhofsordnung und eine neue Friedhofsgebührenordnung beschlossen. 
 
Der volle Wortlaut der Friedhofsordnung und der Friedhofsgebührenordnung liegt in der Zeit vom  
18. Dezember 2023 bis zum 18. Januar 2024 nach vorheriger Terminabsprache mit Herrn Pastor Siek 
Postma in der Kirche der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Jennelt, Knyphausenstr. 5, 26723 
Krummhörn zur Einsichtnahme aus. Ferner werden die Friedhofsordnung und die Friedhofsgebühren-
ordnung auf Anforderung zugesandt. 
 
Die Friedhofsordnung ist am 23. November 2023 und die Friedhofsgebührenordnung ist am  
12. Dezember 2023 von der Evangelisch-reformierten Kirche kirchenaufsichtlich genehmigt worden. 
 
Die Friedhofsordnung und die Friedhofsgebührenordnung treten am Tage nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 
 
Jennelt, den 13. November / 21. November 2023 
 
-Die Kirchenrat- 
 

 
Evangelisch-reformierte Kirchengemeinde Upleward 

Bekanntmachung betr. Friedhof der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde Upleward 

 
Der Kirchenrat der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Upleward hat auf seiner Sitzung am  
16. November 2023 unter Beachtung kirchlicher und staatlicher Bestimmungen für den kirchlichen 
Friedhof der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Upleward eine neue Friedhofsgebührenord-
nung beschlossen. 
 
Der volle Wortlaut der Friedhofsgebührenordnung liegt in der Zeit vom 18. Dezember 2023 bis zum 
18. Januar 2024 nach vorheriger Terminabsprache mit Erika Stomberg in der Kirche der Evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Upleward, Dodo-Wildvang-Str. 8a, 26723 Krummhörn zur Einsicht-
nahme aus. Ferner wird die Friedhofsgebührenordnung auf Anforderung zugesandt. 
 
Die Friedhofsgebührenordnung ist von der Evangelisch-reformierten Kirche am 23. November 2023 
kirchenaufsichtlich genehmigt worden. 
 
Die Friedhofsgebührenordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Upleward, den 16. November 2023 
 
-Die Kirchenrat- 
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Bekanntmachung des OOWV 
 

Der OOWV gibt folgende Änderungen bekannt: 
 

Trinkwasser-Versorgungsbedingungen 
Wasserlieferungsbedingungen des OOWV als ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV 
 

Gültig ab 1.Januar 2024 
 

… 

 

§ 3 Wasserbezugspreis (§ 4 AVBWasserV) 
 

1. Der Wasserbezugspreis setzt sich zusammen aus dem Wasserpreis und dem Grundpreis.   
 
Als Bemessungsgrundlage für den Grundpreis gelten wirtschaftliche Einheiten im Sinne des § 2 Abs. 3 
der Wasserlieferungsbedingungen als Ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV. 
 

… 
 
§ 12 Laufzeit des Versorgungsvertrages (§ 32 AVBWasserV) 
 

… 
 

4. Bei einer zeitweiligen Stilllegung des Anschlusses auf Veranlassung des  
Grundstückseigentümers ist der für alle vorhandenen Einheiten vorgesehene  
Grundpreis weiterzuzahlen. 
 

§ 13 Änderungsvorbehalt 
 

Der Oldenburgisch-Ostfriesische Wasserverband behält sich eine Änderung der  
„Wasserlieferungsbedingungen des OOWV als ergänzende Vertragsbestimmungen zur AVBWasserV“ 
jederzeit vor. Sie werden durch Veröffentlichung in der örtlichen Tagespresse und den Amtsblättern 
der Mitgliedslandkreise für die Anschlussnehmer wirksam. 
 

§ 14 Datenschutz 
 

Der OOWV verarbeitet im Rahmen der Wasserversorgung personenbezogene  
Daten. Nähere Informationen zum Datenschutz werden in den Datenschutzinformationen für Kunden 
zur Verfügung gestellt. Bestehen Nießbrauchrechte oder sonstige dingliche oder sachliche Nutzungs-
rechte Dritter an einem Grundstück, so ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Datenschutz-
informationen allen betroffenen Personen zur Kenntnis zu bringen. 
 

§ 15 Inkrafttreten 
 

Die Ergänzenden Vertragsbestimmungen des Oldenburgisch-Ostfriesischen  
Wasserverbandes zu der „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser“ 
treten gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 12.12.2023 mit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 
 

OOWV, Georgstraße 4, 26919 Brake/Unterweser 
Telefon 04401 / 916-0 
www.oowv.de 

http://www.oowv.de/
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Bekanntmachung des OOWV 
 
Der OOWV gibt folgende Änderungen bekannt: 
 
Anlage zu den Versorgungsbedingungen 
Preisregelungen des OOWV für die Versorgung mit Trinkwasser 
 
Gültig ab 1.Januar 2024 
 
§ 1 Lieferungen und Leistungen 
 
... 
 
1. Trinkwasserpreis 
Der Trinkwasserpreis wird nach Kubikmetern berechnet und beträgt  
 
     Netto €  7% MwSt. €  Brutto € 
     1,32/m³               0,09  1,41/m³ 
 
... 
 
2. Grundpreis 
Der Grundpreis wird nach der Anschlussnennweite und der Anzahl der zu versorgenden wirtschaftli-
chen Einheiten berechnet und beträgt 
 
     Netto €  7% MwSt. €  Brutto € 
 
a) Anschlüsse für unbebaute     
    Grundstücke      mtl.      7,13               0,50         7,63 
  
b) Anschlüsse für bebaute Grund-   
    stücke pro wirtschaftliche 
    Einheit im Sinne des § 2 Abs. 3 
    der Wasserlieferungsbeding- 
    ungen zur AVBWasserV             mtl.      7,13               0,50        7,63 
 
c) Anschlüsse, deren Zähler      
    jährlich aus- und eingebaut  
    werden      mtl.    14,48               1,01      15,49 
 
d) Anschlüsse mit folgenden     
    Nennweiten, soweit diese für 
    die erste wirtschaftliche Einheit  
    erforderlich werden: 
    50 mm      mtl.    11,14               0,78     11,92 
    80 mm      mtl.    28,52              2,00     30,52 
    100 mm      mtl.    44,56              3,12     47,68 
    125 mm bis 150 mm     mtl.    84,25              5,90     90,15 
    200 mm      mtl.  178,25                     12,48               190,73 
 
Für jede weitere wirtschaftliche Einheit wird zusätzlich der Grundpreis nach Ziffer b) berechnet. 
... 
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§ 2 Leistungsentgelte für Standrohre 
 
... 
 
       Netto € 7% MwSt. €  Brutto € 
... 
 
b) Miete pro angefangenen Monat      37,90               2,65      40,55 
    
c) Trinkwasserpreis pro  

entnommenem m³                       2,00  0,14        2,14 
    
... 
 
§ 8 Inkrafttreten 
 
Die vorstehende Fassung der Preisregelungen tritt gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 
12.12.2023 mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung unter Aufhebung der bisherigen Preisregelungen 
zum 01.01.2024 in Kraft. 
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